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Die Betriebsrente als Benefit für Fachkräftegewinnung
Fehler vermeiden und Risiken erkennen

Dipl.-Kfm. Peter Schrade und Philipp Quatmann *

Strategische Personalplanung wird für Arbeitgeber in Zukunft eine zentrale Rolle einnehmen müs-
sen, wenn sie nicht aufgrund von Personalmangel dauerhaft vom Markt verschwinden wollen.
Übertrieben? Nein, denn ganz aktuell zeigt sich bereits, dass der Kampf um die Arbeitskräfte be-
gonnen hat. Strategische Personalplanung umfasst ein breites Feld. Sie beginnt bereits mit den
Benefits, die Mitarbeiter neben dem Gehalt an Zusatzleistungen geboten werden. Zu diesen Bene-
fits gehören auch Leistungen für „die Zeit danach“, d. h. für die Vorrenten- und Altersrentenphase.
Somit zählt neben einer Reihe von verschiedenen weiteren Arbeitgeberleistungen die betriebliche
Altersversorgung (bAV) zu den Benefits, die Einfluss auf die Fachkräftebindung haben. In den
meisten Mitarbeiterbefragungen wird die bAV unter den ersten drei bis vier Topthemen genannt.
Trotz dieses hohen Stellenwerts der bAV für Mitarbeitende erfolgt die Umsetzung gerade in den
kleinen und mittleren KMU oftmals nicht oder fehlerhaft und damit risikobehaftet für Unterneh-
men und Arbeitgeber. Im Folgenden erfahren Sie, an welchen Stellen sich die Schwachstellen be-
finden, mit welchen einfachen Tools Risiken erkannt werden können und wo Handlungsbedarf be-
steht.

Kernaussagen
> Strategische Personalplanung schafft Erfolge bei der Mitarbeitergewinnung und -bin-

dung.
> Betriebliche Altersversorgung muss aktiv von der Geschäftsleitung begleitet werden, um

zum Erfolgsmodell für alle Seiten zu werden.
> Haftungsrisiken der bAV können nur bei aktiver Umsetzung und durch Begleitung von

Fachberatern minimiert werden.
> Eigene, speziell auf das Unternehmen abgestimmte bAV-Konzepte schaffen deutlich hö-

here Rentenleistungen und damit Überschüsse bzw. Reserven beim Arbeitgeber.

I. Ausgangslage: Demografischer Wandel und „neue“ Unter-
nehmenskultur
Fachkräftemangel und Konzepte zur Mitarbeiterbindung zählen zu den Themen, die Arbeitgeber
und Personalverantwortliche aktuell stark beschäftigen. Die Ursachen dieser Entwicklung, die
nach der Corona-Pandemie noch deutlich an Fahrt zugenommen hat, sind in verschiedenen be-
gründeten Veränderungen der Gesellschaft zu finden.

Eine der wichtigsten Ursachen liegt sicherlich im demografischen Wandel: Laut Statistischem Bun-
desamt ist in der Bundesrepublik Deutschland (Stand: 31.12.2022) die Anzahl der unter 25-Jähri-
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gen im Vergleich zu den über 25-Jährigen signifikant niedriger und macht einen deutlich kleineren
Anteil an der Gesamtbevölkerung aus. Zusätzlich wird der Anteil der Bevölkerung, der sich im Ren-
tenalter befindet, in den nächsten Jahren immer größer.

Der demographische Wandel führt dazu, dass Unternehmen sich mehr und mehr mit strategischer
Personalplanung befassen müssen. Strategische Ausrichtung allein auf die Produktion- und Ver-
triebsstrukturen wird in der Zukunft nicht mehr ausreichen, um Unternehmen lebensfähig zu hal-
ten.

Wie der Ökonom Peter Drucker sagte: „culture eats strategy for breakfast“ – Unternehmenskultur
ist wichtiger als Unternehmensstrategie. Wirtschaftswissenschaftler haben schon früh erkannt,
dass eine gute, positive Unternehmenskultur sehr wichtig für den Erfolg und Bestand von Unter-
nehmen ist. Mitte des letzten Jahrhunderts hatten wir genügend Arbeitskräfte. Die Situation hat
sich jedoch durch die demografische Entwicklung nicht nur in Deutschland, sondern insgesamt in
Europa deutlich verändert.

Für die Generation Y hat das Gehalt nicht mehr dieselbe hohe Bedeutung wie für die vorausgehen-
den Jahrgänge. Vielmehr gewinnen zusätzliche Benefits zunehmend an Bedeutung. Für die Gene-
ration Y wie auch die Generation Z stellen flexible Arbeitszeitmodelle ein wichtiges Kriterium bei
der Auswahl von Arbeitsplätzen dar. Die Generation Z beschäftigt sich des Weiteren wieder deut-
lich mehr mit Risikomanagement. Hierzu gehört insbesondere die finanzielle Absicherung der
Zukunft und damit ein Interessengebiet, das bisher vorwiegend älteren Arbeitnehmern vorbehal-
ten war.

Damit gewinnt die betriebliche Altersversorgung an Bedeutung. Analysen von StepStone zeigen,
dass die bAV unter den Top 3 der wichtigsten Benefits bei Arbeitnehmern rangiert.

Warum reagieren Arbeitgeber nur sehr zurückhaltend bei dem Thema „Betriebliche Altersversor-
gung“? Die Praxis zeigt, dass oftmals Unwissenheit eine Kernursache ist. Mitarbeiter-Benefits wer-
den nur sporadisch eingesetzt, kaum kommuniziert und bei der bAV halten sich viele Arbeitgeber
nur an Mindeststandards. Darüber hinaus wird die Bedeutung dieser Benefits für die Mitarbeiten-
den oftmals unterschätzt. Die betriebliche Altersversorgung wird nicht als Instrument eingesetzt,
sondern als reines „Muss“ oder „notwendiges Übel“ wahrgenommen. So werden oftmals nur Ver-
sicherungsprodukte vermittelt, ohne klares Konzept.

Dieser Beitrag befasst sich schwerpunktmäßig mit der bAV als Betriebsrente, die einen echten
Mehrwert für Arbeitnehmer und Arbeitgeber schafft.

Literatur-Tipps
In folgenden Beiträgen werden weitere Mitarbeiter-Benefits beschrieben:
> Schneider/Sielaff, Mitarbeiter-Benefits und Firmenkreditkarten, NWB-BB 12/2022 S. 354,

NWB QAAAJ-26713
> Lemkens/Staub, Kosten sparen und Mitarbeiter motivieren durch Nettolohnoptimierung,

Teil 1: NWB-BB 5/2019 S. 136, NWB LAAAH-12368, Teil 2: NWB-BB 6/2019 S. 167, NWB
FAAAH-15539

> Sielaff, Mitarbeiterkapitalbeteiligungen als Instrument gegen den Fachkräftemangel,
NWB-BB 2/2024 S. 40, NWB SAAAJ-57109
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II. Unterschätze Kosten ohne strategisches Personalbin-
dungsinstrument
Zwischen Personalern und Betriebswirtschaftlern bestehen oftmals unterschiedliche Auffassun-
gen hinsichtlich der möglichen Benefits für Arbeitnehmer. Während viele Personalchefs gerne ei-
nen bunten Strauß verschiedener Möglichkeiten bieten möchten, haben die Betriebswirte das
Problem der Ausgaben bzw. der Wirtschaftlichkeit im Visier.

Eine eindeutige Zuordnung der Ausgaben zu möglichen Erträgen und damit eine nachvollziehbare
Wirtschaftlichkeitsberechnung der Zusatzbausteine an Mitarbeiter lässt sich oftmals nur schwer
vornehmen. Die betriebswirtschaftliche Analyse beginnt bereits mit den Einstellungskosten bzw.
Wiederbesetzungskosten von Personalstellen. Oftmals sind die eigentlichen Kosten eines Einstel-
lungsverfahrens nicht bekannt. Insbesondere bei KMU werden kaum Aufstellungen bzw. Nachkal-
kulationen für die Stellenbesetzung vorgenommen.

Dieser Prozess der Personalgewinnungskosten umfasst viele verschiedene Tätigkeiten, wie z. B.:

> Ermittlung des Personalbedarfs, Stelle definieren,
> Stellenbeschreibung formulieren, Anzeige erstellen und aufgeben,
> Gebühren für Personalagenturen, Onlinebewerbertools,
> Bewerbungen sichten und bewerten, einladen und Gespräche führen, Absagen schreiben,
> Bewerbungsgespräche führen (evtl. mehrmals),
> Reisekosten für Bewerber,
> Umzugsentschädigungen,
> Arbeitsplatz-Einrichtung,
> Mitarbeitende in die vorhandene Struktur einweisen,
> Einarbeitung des Mitarbeitenden.

Vergessen werden darf hierbei nicht, dass auch der Besuch von Jobbörsen Zeitaufwand und Kos-
ten verursacht, oder dass oftmals unternehmensexterne Rekrutierer beauftragt werden müssen.
Höhere Lohnkosten durch neue Mitarbeiter sind ebenfalls nicht auszuschließen, was anschließend
Folgen für die bereits beschäftigen Mitarbeiter hat.

Dieser hier nur grob beschriebene Prozess kann im Detail noch stark vertieft werden. Es zeigt sich
aber schon hier, dass auch ohne externe Rekrutierer die Kosten schnell bei 30 % des Jahresgehalts
der zu besetzenden Stelle liegen können, mit Rekrutierer sogar bei mehr als 50 %.

Ein weiterer nicht zu vernachlässigender Faktor sind die Vakanzzeiten: Insbesondere dann, wenn
wichtige Arbeitsplätze im Unternehmen nicht schnell besetzt werden können, fallen weitere Kos-
ten an. StepStone hat hierzu eine Analyse vorgenommen und errechnet im Durchschnitt rund
29.000 € Kosten allein für die Vakanz einer Arbeitsstelle.

Strategische Personalplanung sollte ebenfalls die Rentenplanung der Mitarbeiter berücksichtigen.
Dies nicht nur vor dem Hintergrund der Vakanzzeiten, sondern hinsichtlich des Wissenstransfers
im Unternehmen, damit das Know-how älterer und mit betriebsspezifischem Wissen ausgestatte-
ten Arbeitnehmern beim Rentenbeginn dem Unternehmen nicht verloren geht.

Unternehmen müssen sich immer öfter der Tatsache stellen, dass sie ihren Personalbedarf nicht
decken können. Um Fachkräfte zu binden, können insbesondere bei KMU Gehaltsanpassungen
nicht umgesetzt werden, weil schlichtweg die Liquidität fehlt. Hier kann tatsächlich ein sinnvolles
bAV-Konzept passende Lösungsalternativen anbieten, durch das nicht nur Arbeitnehmer, sondern
insbesondere auch die Arbeitgeber betriebswirtschaftliche Vorteile erzielen können.
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Praxishinweis
Wichtig bei allen strategischen Maßnahmen ist, dass die Maßnahmen in das Unternehmens-
profil passen, und aktiv kommuniziert werden. Auf Seiten der Unternehmen heißt es:
> Was biete ich meinen Mitarbeitern?
> Schärfen Sie Ihr Profil.
> Nutzen Sie neue Möglichkeiten, gehen Sie neue Wege.
> Kommunizieren Sie es.

III. Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung
In Umfragen zählt die bAV zu den drei häufigsten Nennungen bei Arbeitnehmern, wenn die Frage
nach dem wichtigsten Benefit gestellt wird. Trotzdem hat sie in KMU nicht die Bedeutung, die sie
eigentlich haben müsste.

1. Ursprünge der bAV
Die betriebliche Altersversorgung hat bereits weit vor den ersten staatlichen Maßnahmen in Groß-
unternehmen ihre erste praktische Umsetzung erfahren. So haben die Gutehoffnungshütte be-
reits im Jahr 1858, Krupp/Henschel 1890, Siemens 1872, Hoechst 1882 und die Dresdner Bank
1890 eigene Sozialleistungen zur Absicherung ihrer Arbeitnehmer eingeführt. Erste Pensionszusa-
gen sind nach der Währungsreform im Jahr 1948 erteilt worden.

Mit Einführung des „Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung“ (Betriebsren-
tengesetz, BetrAVG) im Jahr 1974 sollten Missstände der bAV beseitigt werden. Es war der erste
Versuch, die bAV auf einer staatlich gesicherten Rechtsgrundlage für die Arbeitnehmer abzusi-
chern. Insbesondere Themen wie Verfallbarkeit der Ansprüche, aber auch steuerrechtliche The-
men, wurden mit der Einführung des BetrAVG im Jahr 1974 geregelt.

Weitere Novellierungen folgten. Mit dem Altersvermögensgesetz von 2001 wurde eine grundle-
gende Änderung im BetrAVG vorgenommen. Ab dem 1.1.2002 gibt es ein Recht der Arbeitnehmer,
auf eigene Ansprüche auf Entgelt zu verzichten, um den Aufbau der Altersversorgung zu ermögli-
chen.

2. Aktuelle Situation und mögliche Ursachen der Stagnation der bAV
In der Vergangenheit gab es immer wieder neue Vorstöße, die bAV zu stärken und eine höhere
Umsetzung zu erreichen. Mit Einführung des BetrAVG im Jahr 2002 sollte durch den arbeitneh-
merseitigen Anspruch auf Entgeltumwandlung durch die gesetzliche Unverfallbarkeit dem Grund
und der Höhe nach, die Möglichkeit der Abfindung und Übertragung, den Insolvenzschutz und die
Anpassungsprüfpflicht ein Anreiz besonders für Geringverdiener geschaffen werden.

Im Kern der Reform 2002 wurden die versicherungsförmigen Durchführungswege der bAV ge-
stärkt und vor allem den Versicherungs-Vertrieblern die Möglichkeit gegeben, bAV als Vertriebs-
konzept auszubauen. Weitere Novellierungen folgten, sodass heute Entgeltumwandlung ein fes-
ter Bestandteil der bAV ist.

Ziel dieser Neufassung des BetrAVG war eine Belebung der bAV. Staatlicherseits war bereits be-
kannt, dass durch den demografischen Wandel die gesetzliche Rente nicht auf dem Niveau der
letzten Jahrzehnte verbleiben wird.
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Die nachgelagerte Besteuerung sollte zur Verbesserung der bAV beitragen. So sind Beiträge zur
bAV in der Ansparphase je nach Durchführungsweg um bis zu 8 % von der Steuer befreit bzw. die
Beiträge zur Sozialversicherung bis zu 4 %. Dagegen werden in der Rentenphase die Auszahlungen
entsprechend besteuert und Beiträge zur Sozialversicherung unterworfen.

Betrachtet man die Entwicklung der bAV nach der Novellierung des BetrAVG, stieg bis 2015 der
Anteil der bAV auf allen Durchführungswegen von 14,6 Mio. Zusagen auf über 20 Mio. Zusagen.
Seitdem stagniert das Wachstum: Dem Alterssicherungsbericht des BAMS aus dem Jahre 2020 ist
zu entnehmen, dass 2019 der Anteil der Zusagen unter 21 Mio. geblieben ist (vgl. Übersicht 1).

Verschiedene Analysen der vergangenen Jahre zeigen die gleichbleibenden Hemmnisse auf, die
sich bis heute abzeichnen. Es gibt zum Teil Überschneidungen zwischen arbeitgeberbedingten und
arbeitnehmerbedingten Ursachen. In den empirischen Analysen von Kiesewetter/Grom/Menzel/
Tschinkl aus dem Jahr 2016 sowie von Deloitte, die in regelmäßigen Abständen Befragungen
durchführen, hat sich im Ergebnis herausgestellt, dass auf beiden Seiten mangelnde Informatio-
nen die wesentlichen Hemmnisse darstellen.

Leider hat die bloße Einführung des Rechts auf Entgeltumwandlung im Rahmen der Reform des
BetrAVG aus dem Jahr 2002 auf Basis der versicherungsförmigen Durchführungswege diese Infor-
mationsdefizite nicht schließen können. Durch die Einführung des Rechtsanspruchs auf Entgelt-
umwandlung wurde die Verantwortung der bAV auf die Arbeitnehmer verlagert. Arbeitgeber ha-
ben sich so dezent aus der Eigenverantwortung herausgezogen. Insbesondere bei den kleinen und
mittelständischen Unternehmen, die über 90 % am Gesamtbestand der deutschen Unternehmen
ausmachen, zeigt sich die geringe Umsetzung betrieblicher Versorgungskonzepte.

Praxishinweis
Vor dem Hintergrund, dass sich die Generation Z wieder mehr um die eigene Zukunft bemüht,
stellt die bAV jedoch ein wichtiges Instrument bei der Sicherung der Altersversorgung dar. Ar-
beitgeber sind somit gut beraten, sich mit dem Thema der betrieblichen Altersversorgung in-
tensiver zu befassen. Nicht nur die jungen neuen Arbeitnehmer, sondern auch die älteren Ge-
nerationen, die das Rentenalter bereits vor Augen haben, können durch die Arbeitgeber mit
einem soliden bAV-Konzept als Mitarbeiter und Fachkräfte gewonnen werden.

Übersicht 1: Entwicklung der Zahl der aktiven bAV-Anwartschaften nach Durchführungswegen (einschl. Mehrfachan-

wartschaften, in Mio.)

 2001 2005 2009 2011 2013 2015 2017 2019

Direktzusagen und Unterstützungskasse 3,9 4,7 4,5 4,6 4,8 4,8 4,7 4,7

Direktversicherungen 4,2 4,1 4,3 4,7 4,9 4,9 4,9 5,2

Pensionsfonds  0,1 0,3 0,4 0,4 0,4 0,5 0,5

Pensionskassen 1,4 4,1 4,5 4,6 4,7 4,6 4,8 4,7

Öffentliche Zusatzversorgungsträger 5,1 5,3 5,1 5,2 5,3 5,4 5,6 5,8

Insgesamt 14,6 18,3 18,7 19,5 20,1 20,1 20,5 21,0

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2020), Alterssicherungsbericht 2020, S. 139 Tab. D1.1 
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IV. Rechtliche Grundlage der betrieblichen Altersversorgung

1. Arbeitsrechtliche Grundlagen
Die arbeitsrechtlichen Grundlagen ergeben sich aus dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG). In § 1
Abs. 1 BetrAVG wird klargestellt, dass der Arbeitgeber für die Erfüllung der zugesagten Leistungen
einstehen muss – und zwar auch dann, wenn er die Zusage über fremde Dritte wie z. B. Versiche-
rungen abwickelt.

Damit ist eine der wichtigsten Grundlagen für die Haftung der Arbeitgeber klar und eindeutig im
Gesetz definiert. In der Praxis zeigen sich jedoch massive Lücken in dieser für die Arbeitgeber wich-
tigen haftungsrechtlichen Angelegenheit.

Die betriebliche Altersversorgung fällt grundsätzlich unter das Arbeitsrecht. Versorgungszusagen
an Arbeitnehmer sind durch den Arbeitgeber arbeitsrechtlich zu erfüllen. Somit gibt es bei der bAV
einen Spielraum bei den tatsächlich vereinbarten Leistungen. Um im Fall von Unstimmigkeiten die
zugesagten Leistungen belegen zu können, sollten schriftliche Vereinbarungen die Zusagen doku-
mentieren.

Die Praxis zeigt sehr häufig, dass diese Grundlage der bAV in dem Umfang nicht bekannt ist. Durch
die Reform des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) aus dem Jahr 2002 und dem damit neu gefass-
ten Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung hat sich die Versicherungswirtschaft auf den Weg
gemacht und Renten- bzw. Lebensversicherungen in Form von Direktversicherungen bzw. Pensi-
onskassenzusagen vermittelt. Durch diese massiven Vertriebskonzepte sind die eigentlichen
Grundlagen der bAV, die arbeitsrechtlichen Grundlagen, oftmals in den Hintergrund geraten.

Übersicht 2 verdeutlicht das bestehende Dreiecksverhältnis zwischen der Direktversicherung und
der arbeitsrechtlichen Versorgungszusage.

Die arbeitsrechtliche Versorgungszusage stellt die Grundlage für die bAV dar. Hieraus entsteht das
arbeitsrechtliche Haftungsverhältnis des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer.

Die Versicherung ist dabei grundsätzlich nur die Rückdeckung oder Rücklage für die zugesagten,
versprochenen Leistungen des Arbeitgebers.

Der Arbeitgeber bedient sich somit der Versicherung, um die Vermögenswerte für die späteren
Leistungen aufzubauen.
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Inhaber, somit Versicherungsnehmer der Versicherung, ist immer der Arbeitgeber. Versicherte Per-
son, zur Absicherung der biometrischen Risiken wie Alter, Invalidität oder auch Hinterbliebenen-
rente, ist der Arbeitnehmer.

Zusätzlich zu diesen beiden Positionen ist noch zu regeln, wer die Versicherungsleistung erhält,
wenn der Versicherungsfall eingetreten ist. Dies wird mit dem Bezugsrecht vereinbart:

> Liegt dieses beim Arbeitgeber, wird zum Rentenbeginn das Kapital/die Rentenleistung an den
Arbeitgeber ausgezahlt.

> Liegt dieses beim Arbeitnehmer, erhält der Arbeitnehmer die Leistungen. In der Regel sollte ein
unwiderrufliches Bezugsrecht beim Arbeitnehmer liegen.

Wichtig ist, dass es eine betriebliche Vereinbarung gibt, da hier eine Haftung des Arbeitgebers be-
steht. Gibt es eine solche Vereinbarung nicht, werden der Versicherungsvertrag und die darin zu-
gesagten Versprechen die arbeitsrechtlichen zugesagten Leistungen ersetzen. Was bedeutet dies
für den Arbeitgeber?

Die grundlegende Frage, die sich ergibt, ist, was konkret zugesagt wurde: die garantierte Leistung
aus der Versicherung oder die garantierte Leistung inklusive Bonus? Haftet der Arbeitgeber später
auch für die ursprüngliche Gesamtleistung inklusive Bonus, wenn die Versicherung die verspro-
chenen Leistungen nicht erfüllen kann? Was passiert, wenn die Versicherung die garantierten Leis-
tungen nicht erfüllen kann? Bei Pensionskassenzusagen ist dies bereits in der Praxis vorgekom-
men. In diesem Fall muss der Arbeitgeber ganz sicher die Lücken ausgleichen, denn versprochen
war mindestens die garantierte Leistung.

Der Gesetzgeber hat bereits in § 314 VVG (Gesetz über den Versicherungsvertrag) geregelt, dass
Versicherer auf Antrag oder die Versicherungsaufsicht rückwirkend zum Schutz aller Versicherten
die garantierten Leistungen auch rückwirkend zurücknehmen können. Das gilt natürlich nur dann,
wenn der Versicherer seine Leistungsversprechen nicht mehr sicherstellen kann. In diesen Fällen
dürfen die Verträge auch nicht mehr angepasst werden, d. h. die Arbeitgeber müssen die Beiträge
an den Versicherer weiterzahlen, erhalten jedoch nicht mehr die bei Vertragsabschluss versproche-
nen Garantien.
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Was ist, wenn der Arbeitnehmer beim Arbeitgeberwechsel einen Versicherungsvertrag mitbringt?
Wofür haftet der neue Arbeitgeber dann? In der Regel kann man dafür keine Antwort erhalten,
weil die arbeitsrechtliche Zusage beim ehemaligen Arbeitgeber liegt.

Erweitert wird das Thema um die Frage der Entgeltumwandlungsvereinbarung. Oftmals werden in
der Praxis durch Mitarbeitende Bestandteile des Gehaltes umgewandelt, obwohl keine arbeits-
rechtliche Grundlage in Form einer Entgeltumwandlungsvereinbarung besteht. Für eventuell be-
reits bestehende Vereinbarungen werden oft nicht individualisierte Mustertexte verwendet, wel-
che die eigentliche im jeweiligen Unternehmen angewendete arbeitsrechtliche Zusage nicht wi-
derspiegeln.

In Summe zeigt sich, dass das Thema der arbeitsrechtlichen Vereinbarungen ein weites, oftmals in
Unternehmen nicht geregeltes Problemfeld darstellt, was Handlungsbedarf für Arbeitgeber be-
deutet.

2. Die wichtigsten Zusagearten
Das BetrAVG unterscheidet im Wesentlichen vier Zusagearten der betrieblichen Altersversorgung:

> Leistungszusage,
> beitragsorientierte Leistungszusage,
> Beitragszusage mit Mindestleistung,
> reine Beitragszusage.

Die Leistungszusage ist eine feste Zusage, d. h. es wird bspw. eine Altersrente i. H. von 500 € pro
Monat zugesagt oder Mitarbeitende können pro Dienstjahr 5 € Rentenanspruch erdienen. Im Un-
terschied zu den anderen Zusage-Arten hat die Leistungszusage keinen Bezug zum tatsächlichen
Rückdeckungskapital.

Bei den anderen Zusagearten spielen immer die Höhe des Beitrags bzw. des Kapitals, welche(s)
vom Arbeitgeber oder Arbeitnehmer monatlich bzw. jährlich angespart wird, eine Rolle:

> Bei der beitragsorientierten Leistungszusage wird mit dem monatlichen Beitrag eine feste Re-
lation zur Altersleistung festgelegt. So kann z. B. in einer Versorgungszusage definiert werden,
dass pro angesparten Euro mit einem festen Rentenfaktor eine entsprechende Rentenleistung
aufgebaut werden kann. Werden dann mehr oder weniger Beiträge angespart, ergeben sich
höhere oder niedrigere Rentenleistungen.

> Bei der Beitragszusage mit Mindestleistung ist die Mindestleistung die Summe der eingezahl-
ten Beiträge abzüglich möglicher Kosten für die biometrischen Risikokosten.

Seit 2022 gewähren die Versicherer keine 100 %-Garantie mehr auf die angesparten Beiträge. Ma-
ximal werden heute zwischen 80 % und 90 % der angesparten Beiträge von den Versicherern ga-
rantiert. Hieraus ergibt sich gleich die Frage: Sind in den Unternehmen, die bisher diese Zusage-Art
genutzt haben, die vertraglichen Vereinbarungen angepasst worden?

Seit 2018 gibt es für tarifgebundene Unternehmen im Rahmen des Betriebsrentenstärkungsgeset-
zes die Möglichkeit, zusammen mit der Gewerkschaft eine reine Beitragszusage anzubieten. In
diesem Fall haftet der Arbeitgeber nicht mehr für die Erfüllung der Leistungen, da allein der Bei-
trag zugesagt ist. Diese Zusage-Art wird gerne als „pay and forget“ bezeichnet. Mit der reinen Bei-
tragszusage will der Gesetzgeber somit den in § 1 Abs. 1 BetrAVG geregelten Haftungsanspruch
des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber aufweichen.
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3. Durchführungswege der bAV
Übersicht 3 zeigt die fünf verschiedenen Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung.
Grob kann man diese in zwei Gruppen – interne und externe Zusagen – unterteilen.

Bei den externen Zusagen handelt es sich um Versorgungszusagen, die ausschließlich über Versi-
cherungsgesellschaften abgewickelt werden. Hier hat der Arbeitgeber nur begrenzten Einfluss auf
die Kapitalanlage und die Ausgestaltung der Rückdeckung.

Bei Zusagen der internen Durchführungswege gestaltet der Arbeitgeber den gesamten Prozess der
betrieblichen Altersversorgung, angefangen von der konkreten arbeitsrechtlichen Zusage bis hin
zur Kapitalanlage.

Die Unterstützungskassen unterscheiden sich in rückgedeckte und versicherungsfreie Zusagen. Im
Zuge der rückgedeckten Unterstützungskassen-Zusagen verwendet die Unterstützungskasse eine
Renten- bzw. Lebensversicherung, um die Kapitalanlage zu managen. Grundsätzlich stellen rück-
gedeckte Unterstützungskassen im Ergebnis der Kapitalanlage kaum einen Unterschied zu den
versicherungsförmigen Lösungen dar. Hier wäre der Einfluss ebenfalls wieder auf die vom Versi-
cherer angebotenen Rückdeckungsversicherungen abzustellen. Nur bei der pauschaldotierten oder
versicherungsfreien Unterstützungskasse kann der Arbeitgeber frei über die Kapitalanlage ent-
scheiden.

Tatsächlich wenden Unternehmen die internen Zusagen aktuell immer noch am häufigsten an. Im
Wesentlichen liegt das an den großen Unternehmen, die in der Vergangenheit ihren Arbeitneh-
mern viele Direktzusagen erteilt haben. Bei den kleineren mittelständischen KMU stehen dagegen
die Direktversicherungen bzw. die Pensionskassenzusagen im Vordergrund.
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V. Häufige Umsetzungsfehler der betrieblichen Altersversor-
gung im Unternehmen
Im Rahmen der praktischen Erfahrungen bei Unternehmen stellt sich immer wieder heraus, dass
die bAV eher stiefmütterlich betrachtet und nicht als ein wichtiges strategisches Personalentwick-
lungsinstrument gesehen wird. Dies führt oftmals dazu, dass unbekannte Risiken im Unterneh-
men aufgebaut werden. Nachfolgend werden ein paar der wichtigsten Risiken bzw. Fehler darge-
stellt.

1. Fehlende Versorgungsordnung
Die bAV ist grundsätzlich immer eine arbeitsrechtliche Zusage zwischen Arbeitgeber und -nehmer.
Rein aufgrund der Beweislast sollte, wie beim Arbeitsvertrag, eine schriftliche Abfassung der zuge-
sagten Leistungen vorliegen. Selbstverständlich kann dies im Rahmen des Arbeitsvertrags bzw. in
Ergänzung dazu geschehen. In diesem Fall handelt es sich um individuelle Zusagen.

Simpler ist die Erstellung einer Versorgungsordnung, die für alle betroffenen Arbeitnehmer glei-
chermaßen Gültigkeit besitzt. Diese sollte durch einen Fachjuristen erstellt werden, damit die indi-
viduellen Besonderheiten des Unternehmens berücksichtigt werden. Mustervorlagen sind selten
hilfreich und können Haftungsrisiken sogar erhöhen.

2. Dokumentation der Versorgungszusagen inklusive aller Nachträge
Die Dokumentation der bAV ist allein hinsichtlich möglicher Prüfungen seitens der Finanzbehör-
den oder Sozialversicherungsträgern wichtig. Sie ermöglicht Arbeitgebern den Beleg, dass sie die
bAV korrekt rechtlich umgesetzt haben.

Der Dokumentation kommt vor dem Hintergrund der langen Verjährungsfristen eine besondere
Bedeutung zu. So verjähren rechtliche Ansprüche aus bAV-Leistungen erst 30 Jahre nach Beginn
der Rentenphase. Mögliche Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und -nehmer treten oftmals erst
nach dem Ausscheiden aus dem Unternehmen auf, sodass die Dokumentation auch über die Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses hinaus wichtig ist.

3. Entgeltumwandlungsvereinbarung
Verzichtet der Arbeitnehmer auf Bestandteile seines Gehalts, dann sollte dies in einer Entgeltum-
wandlungsvereinbarung vereinbart werden. Diese Vereinbarung stellt zudem die Grundlage für
die Sozialversicherungs- und Lohnsteuerersparnis dar. Sollten solche Vereinbarungen trotz Gehalt-
verzichts nicht vorliegen, kann in einer Sozialversicherungsprüfung die Nachzahlung der Sozialver-
sicherungsbeiträge die Folge sein. Zudem regelt die Entgeltumwandlungsvereinbarung auch dieje-
nigen Leistungen, die mit der Umwandlung der Lohnbestandteile vom Arbeitgeber geschuldet
werden. Mustervorlagen sollten hier keine Anwendung finden.

4. Gleichbehandlungsgrundsatz
Bei der bAV ist der Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten, d. h. alle Arbeitnehmer haben An-
spruch darauf, die gleichen Zuschüsse vom ArbG zu erhalten. Bei Ungleichbehandlungen haben al-
le Ungleichbehandelten den Anspruch auf Ausgleich auch noch Jahre später.
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5. Abgleich der Dokumente
Oft stimmen die im Unternehmen vorhandenen unterschiedlichen Dokumente nicht überein.

Beispiel 1
In der Versorgungszusage ist festgeschrieben, dass der Arbeitnehmer eine Beitragszusage mit
Mindestleistung erhält, im Rückdeckungsvertrag des Versicherers ist jedoch eine beitragsori-
entierte Leistungszusage vereinbart worden (oder vice versa).

Beispiel 2
In der Versorgungsordnung ist die Regelaltersgrenze als Rentenbeginn festgeschrieben, wäh-
rend im Versicherungsvertrag das 65. Lebensjahr als Ablaufdatum der Versicherung fixiert ist.

6. Ausscheiden des Arbeitnehmers
Der Gesetzgeber hat in den letzten Jahren die Haftungsbeschränkungen beim Ausscheiden eines
Arbeitnehmers mit versicherungsförmigen bAV-Lösungen vereinfacht. Grundsätzlich sollte der Ar-
beitgeber beim Ausscheiden des Arbeitnehmers sicherstellen, dass

> der Arbeitnehmer ein unwiderrufliches Bezugsrecht hat,
> keine Beitragsrückstände vorliegen und
> der Arbeitnehmer die Versicherung mit eigenen Beiträgen fortführen kann.

Nur dann kann die versicherungsförmige Lösung angewandt werden. Eine förmliche Mitteilung
muss mittlerweile nicht mehr erfolgen.

Der Arbeitgeber sollte darauf achten, dass die Versicherungsnehmereigenschaft auf den Arbeit-
nehmer übertragen wird, da ansonsten die Haftung beim Arbeitgeber verbleibt.

7. Alte Direktversicherungen gemäß § 40b EStG
Es muss bei Arbeitgeberwechsel eine Bestätigung erfolgen, dass vor 2018 mindestens ein Beitrag
pauschal versteuert wurde. Ansonsten ist eine Übertragung der alten Verträge ohne Anpassung
der steuerlichen Bedingungen nicht möglich.

8. Verbuchung im Lohnkonto
Oftmals bekommen die Lohnbuchhalter nicht alle Informationen zur betrieblichen Altersversor-
gung der Arbeitnehmer oder sind über die rechtlichen Unterschiede der Durchführungswege nicht
ausreichend informiert. Das kann zu fehlerhaften Verbuchungen in der Lohnabrechnung der Ar-
beitnehmer führen.

9. Beitragszahlungen an rückgedeckte Unterstützungskassen
Die formalen Bedingungen der Unterstützungskasse führen dazu, dass oftmals unterschätzt wird,
dass Beitragszahlungen an rückgedeckte Unterstützungskassen bei Änderungen im Beschäfti-
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gungsverhältnis unmittelbar angepasst werden müssen. Werden zu hohe oder zu viele Beiträge
gezahlt, kann dies zu Überdotierungen mit steuerlichen Konsequenzen für die Unterstützungskas-
se und den Arbeitgeber führen.

10. Übernahme von Versicherungsverträgen beim Arbeitgeberwech-
sel
Wenn bei Einstellung neuer Arbeitnehmer mit bestehender betrieblicher Altersversorgung, z. B. in
Form von Direktversicherungen, diese einfach nur übernommen wird, übernimmt der Arbeitgeber
unbekannte Haftungsrisiken und potenziert die Aufgabengebiete der Lohnbuchhaltung. Dies
muss jedoch so nicht sein: Der Arbeitgeber kann durch ein eigenes, auf sein Unternehmen maßge-
schneidertes Konzept die Handlungsmacht behalten und sowohl Haftungsrisiken als auch Perso-
nalkosten minimieren.

VI. Betriebliche Altersversorgung als wirksames Instrument
zur Mitarbeiterbindung und -gewinnung

1. Leistungen aus versicherungsförmigen bAV-Konzepten gering
In der Praxis zeigt sich immer wieder, dass die Einführung der bAV, insbesondere die Einführung
der Entgeltumwandlung über die versicherungsförmigen Durchführungswege, nicht den Erfolg
verzeichnet, den sich der Gesetzgeber erhofft hat. Seit mehr als 20 Jahren wird mit der Einführung
des Rechts auf Entgeltumwandlung die versicherungsförmige Lösung über die vielen Versiche-
rungsgesellschaften aktiv den Arbeitgebern und Arbeitnehmern angetragen. Aber insbesondere
bei den KMU stellt sich heraus, dass die bAV bis heute nur eine sehr geringe Durchdringung erfah-
ren hat.

Die Ursachen sind vielfältig. Neben der Unwissenheit hinsichtlich der tatsächlichen gesetzlichen
Rentenansprüche und der geringen Einkommenssituation der Arbeitnehmer spielt bei vielen Ar-
beitnehmern das Engagement der Arbeitgeber eine wichtige Rolle.

Beim Engagement des Arbeitgebers ist zwischen dem eigentlichen Interesse an bAV als Personal-
strategie und dem finanziellen Engagement zu unterscheiden. Die Statistiken zeigen, dass dort,
wo sich Arbeitgeber ernsthaft mit der bAV befassen und entsprechende Zuschüsse leisten, die Ar-
beitnehmer ein deutlich höheres Interesse haben, sich mit der eigenen Altersabsicherung zu be-
schäftigen. Umgekehrt ist festzustellen, dass Arbeitnehmer oftmals keine ausreichende Eigenver-
antwortung für ihre Altersabsicherung entwickeln, wenn nicht der Arbeitgeber entsprechende In-
formationen und Angebote zur Verfügung stellt.

Somit stellt sich die Frage, ob es eine Fürsorgepflicht des Arbeitgebers gibt. Der Arbeitgeber hat
oftmals die Mittel und die besseren Möglichkeiten, Informationen für die Notwendigkeit der Al-
tersabsicherung zu beschaffen und diese an seine Arbeitnehmer weiterzuleiten. Ihm fällt es zu-
dem deutlich leichter, Strategien der bAV in den betrieblichen Prozess mit einzubringen. Diese Für-
sorgepflicht ist bereits in anderen Bereichen, wie z. B. der Gesundheitsfürsorge (vgl. §§ 617 ff.
BGB), gesetzlich vorgegeben. Bei der bAV ist dies jedoch noch nicht der Fall.

Wenn die Mitarbeiterbindung für viele Unternehmer immer schwieriger wird, dann müssten sich
die Arbeitgeber vielleicht doch die Frage stellen, inwiefern auch die bAV ein strategisches Thema
für Unternehmen wird. Auch im Nachfolgeprozess wird das Thema der bAV eine immer wichtigere
Rolle einnehmen, denn Haftungsrisiken durch unstrukturierte bAV-Konzepte können zu unkalku-
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lierbaren Risiken werden. So stellt sich vielleicht nicht die Frage nach einer Fürsorgepflicht, son-
dern nach einer betriebswirtschaftlichen Notwendigkeit. Denn eine echte Betriebsrente zu imple-
mentieren hat nicht nur unmittelbare Vorteile bei der Mitarbeiterbindung, sondern kann zu einer
deutlich verbesserten Liquiditäts- und Ertragssituation führen.

Literatur-Tipp
Schrade, Praxisfall: Pensionszusagen als Belastung im Nachfolgeprozess – Lösungen für eine
Entlastung der Bilanz, NWB-BB 4/2017 S. 111, NWB HAAAG-40968

Es zeigt sich, dass einfache versicherungsförmige Lösungen keinen Mehrwert für Arbeitgeber und
Arbeitnehmer schaffen. Denn durch die seit vielen Jahren anhaltenden Niedrigzinsen haben sich
die Verzinsungen bei Versicherern deutlich verringert. Dazu beigetragen haben nicht nur die höhe-
ren Kostenquoten bei Versicherern, sondern auch die grundsätzliche Struktur bzw. die aufsichts-
rechtlichen Vorgaben, die einerseits dem Schutz der Anleger Rechnung tragen sollen, andererseits
die Rendite der Kapitalanlagen belasten.

Beitragsgarantie von nur noch 80 % sind heute bereits Usus im Bereich der bAV/Lebensversiche-
rungen. Die Allianz als Marktführer in der Lebensversicherung rückte bereits 2020 vom Konzept
der Garantie für eingezahlte Beiträge ab. Somit können Kunden bis zu 40 % ihres eingezahlten Gel-
des verlieren ( https://go.nwb.de/1dj40).

Wie aber kann der Arbeitgeber eine verantwortungsvolle und sichere bAV anbieten, ohne unver-
hältnismäßig hohe eigene Garantien abgeben zu müssen? Gibt es alternative Konzepte, die die
Leistungen für die Arbeitnehmer so attraktiv gestalten, dass mit der bAV eine echte Mitarbeiter-
bindung umgesetzt werden kann?

2. Echte Betriebsrente: Alte bAV-Konzepte neu gedacht
Um eine ernsthafte Mitarbeiterbindung über die bAV zu ermöglichen, muss sich der Arbeitgeber
aktiv mit der bAV befassen, ein eigenes Konzept erstellen und sich nicht ausschließlich auf die an-
gebotenen versicherungsförmigen Lösungen verlassen.

Als Durchführungsweg eignen sich hierzu die internen Versorgungszusagen. Neben der Direktzu-
sage ist die versicherungsfreie Unterstützungskasse ideal, um Versorgungszusagen mit wirklichen
Mehrwerten für Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu ermöglichen. Auf Grundlage einer individuell
auf das Unternehmen zugeschnittenen Versorgungsordnung kann so der Arbeitgeber die Anforde-
rungen an eine mehrwertorientierte Zusage für seine Mitarbeiter definieren. Ebenfalls kann er die
Kapitalanlage für den Aufbau der Rückdeckung der zugesagten Versorgungsleistungen nach sei-
nen eigenen Vorstellungen aufbauen. Auf diese Weise können Kosten verringert, Risiken vermie-
den und mehr Flexibilität für die Zukunft des Unternehmens sichergestellt werden.

Wie beschrieben, hat der Arbeitgeber im Krisenfall des Versicherers keinen Einfluss auf dessen
Leistungen und muss trotzdem die vereinbarten Beiträge ohne Kürzungen weiterzahlen. Diese
echten Kosten können besser für die Bereitstellung von Leistungen an die Arbeitnehmer genutzt
werden. Opportunitätskosten, die durch die Versicherungslösungen bestehen, entfallen bei der
Wahl der bAV über eine versicherungsfreie Unterstützungskasse. Zusätzlich verbleiben nach allen
Versorgungsleistungen und Kosten finanzielle Überschüsse im Unternehmen.
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2.1 Beispiel für eine Betriebsrentenzusage

Wie kann eine solche Versorgungsordnung aussehen, die Arbeitnehmer überzeugt und für Arbeit-
geber Mehrwerte schafft? Im Grunde ganz einfach:

> Arbeitnehmer, die zugunsten ihrer Altersabsicherung auf Bestandteile ihres Gehalts verzichten
und somit Entgeltumwandlung betreiben, erhalten einen prozentualen Zuschuss i. H. von 30 %
auf die eingesparten Entgeltumwandlungsbeiträge.

> Der Arbeitgeber gewährt zusätzlich einen Grundzuschuss – und zwar jedem Arbeitnehmer un-
abhängig von der Höhe der Entgeltumwandlung. Ein solcher fester Zuschuss begünstig insbe-
sondere Arbeitnehmer mit geringerem Gehalt, da deren Arbeitgeberzuschuss im Vergleich zu
Arbeitnehmern mit höheren Einkünften und höheren Umwandlungsbeträgen prozentual deut-
lich höher ausfällt.

> Zusätzlich verspricht der Arbeitgeber eine garantierte Verzinsung dieser „Sparbeiträge“ i. H.
von z. B. 1,25 % pro Jahr.

Im Ergebnis also ein Mitarbeiterdarlehen, das erst mit Rentenbeginn des Mitarbeiters vom Arbeit-
geber zurückgezahlt werden muss und somit für den Arbeitgeber einfach und langfristig gut plan-
bar ist. Die hier dargestellte beitragsorientiere Leistungszusage beinhaltet eine umfangreiche Ar-
beitgeberleistung, die von den meisten Arbeitnehmern gewünscht wird.

Die Umwandlungsbeträge samt Zuschüssen sind für den Arbeitnehmer zu 100 % durch den Pensi-
ons-Sicherungs-Verein (PSVaG) gegen Insolvenz des Unternehmens abgesichert. Somit entstehen
kein Risiko und keine Einbuße bei der Auszahlung.

Als Altersversorgungsleistung kann eine Kapitalleistung, eine Rentenleistung oder auch eine Ra-
tenzahlung über zehn Jahre zugesagt werden. Eine solche Versorgungszusage schafft für die Ar-
beitnehmer eine hohe Flexibilität bei der Altersabsicherung.

Literatur-Tipp
Sielaff/Stinauer, Mitarbeiterdarlehen als Instrument der Mitarbeitergewinnung und -bindung
– Arbeits- und steuerrechtliche Vorschriften, NWB-BB 8/2024 S. 226, NWB YAAAJ-71123

2.2 Betriebsrente im Vergleich – Arbeitnehmersicht

Aus einem Vergleich zwischen der arbeitgeberfinanzierten Versorgungszusage nach dem zuvor ge-
nannten Prinzip und einer rein versicherungsförmigen Lösung ergeben sich nachfolgende Unter-
schiede.

Übersicht 4: Stammdaten

Vorname: Alex

Name: Muster

Geburtsdatum: 1.8.1983

Beginn der Zusage: 1.7.2023

Endalter: 67

Datum Rentenbeginn: 1.9.2050
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Entgeltumwandlung: 100 €

Arbeitgeberzuschuss: 30 €

Monatsbeitrag: 130 €

Hinweis: Bei dieser Vergleichsberechnung wurde der Arbeitgebergrundzuschuss nicht berücksichtigt.

Im Ergebnis fallen bei dieser echten Betriebsrente die Leistungen deutlich höher aus, wie Über-
sicht 5 zeigt.

Übersicht 5: Vergleich der Leistungen aus Unterstützungskasse und Direktversicherung

Zinszusage an Mitarbeiter: 1,25 %

 U-Kasse DV

Garantiekapital: 50.430,63 € 36.360,00 €

Kapital bei 1,5 % 52.276,49 € 49.082,92 €

Kapital bei 2,5 % 60.578,49 € 55.902,04 €

Kapital bei 3,5 % 70.611,32 € 63.905,63 €

Garantierente: 176,51 € 76,79 €

Kapital bei 1,5 % 182,97 € 103,66 €

Kapital bei 2,5 % 212,02 € 118,07 €

Kapital bei 3,5 % 247,14 € 134,97 €

Die garantierte Kapitalleistung liegt bei der arbeitgeberfinanzierten Unterstützungskassenlösung
knapp 40 % höher als bei der versicherungsförmigen Lösung. Die Rente ist sogar 200 % höher.

Mit diesen Ergebnissen aus der bAV werden in der Tat echte Mehrwerte für die Arbeitnehmer und
damit in Sachen Mitarbeiterbindung wirkliche Vorteile geschaffen.

2.3 Betriebswirtschaftliche Vorteile des Arbeitgebers

Zusätzlich schafft die echte Betriebsrente einen Mehrwert für das Unternehmen, da die Liquidität
der Entgeltumwandlung im Unternehmen bleibt und dort investiert werden kann.

Praxishinweis
Es ist zu empfehlen, das eingesparte Entgelt zuzüglich der 15 % Arbeitgeber-Ersparnis im Rah-
men der eingesparten Sozialversicherungsbeiträge gemäß Betriebsrentenstärkungsgesetz auf
ein gesondertes Bankkonto einzuzahlen.

Von diesem Bankkonto sollten Investitionen in ein breit gestreutes Investmentportfolio vorge-
nommen werden. Ziel ist eine sehr breite Streuung, um Wertschwankungen ausgleichen zu kön-
nen. Geeignet sind bspw. Investitionen in kostenschlanke ETF. Wer in den vergangenen 20 Jahren
mit ETFs an der Entwicklung des MSCI World (Weltaktienindex) partizipierte, konnte im Durch-
schnitt eine jährliche Rendite von über 10 % erzielen. Eine durchschnittliche Verzinsung von 3 % ist
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also durchaus möglich. Mit einer Verzinsung von 3 % können zum einen alle Versorgungszusagen
finanziert werden; zum anderen entsteht nach allen Kosten noch ein Überschuss für den Arbeitge-
ber.

Die echte Betriebsrente wird von der Menge der Arbeitnehmer getragen, die in diesem System mit
eingebunden sind. Je mehr Arbeitnehmer dieses System nutzen, umso höher sind die Sicherheit
und die Erfolgsquote für alle Beteiligten. Jedoch können bereits in kleinen Unternehmenseinhei-
ten für alle Beteiligten Mehrwerte erzielt werden.

Nachfolgend ein Praxisfall mit 13 Arbeitnehmern und einem Arbeitgebergrundzuschuss i. H. von
40 € für Vollzeitkräfte.

Insgesamt wandeln die 13 Mitarbeiter monatlich 1.255 € im Rahmen der Entgeltumwandlung um.
Mit 30 % Arbeitgeberleistung und dem Arbeitgebergrundzuschuss von 40 € ergeben sich die in
Übersicht 6 aufgezeigten Leistungsansprüche der Arbeitnehmer.

Übersicht 6: Leistungsansprüche der 13 Arbeitnehmer

Lfd Nr. Vorname Datum Kapital

1 Ulrike 1.3.2027 3.822,90 €

2 Gabriele 1.12.2027 5.716,31 €

3 Hildegard 1.7.2030 14.913,08 €

4 Bärbel 1.7.2031 15.143,12 €

5 Oleg 1.8.2037 30.181,99 €

6 Anja 1.12.2038 30.584,26 €

7 Anja 1.9.2040 39.036,10 €

8 Frank 1.11.2043 65.244,58 €

9 Axel 1.10.2047 42.291,85 €

10 Bianca 1.1.2048 36.094,30 €

11 Tim 1.10.2063 177.197,97 €

12 Marvin 1.8.2066 116.362,41 €

13 Fabrizio 1.11.2066 117.236,96 €

 693.816,83 €

Die Leistungen verteilen sich auf die Zeit von 2027 bis 2066. Alle Mitarbeiter erhalten grundsätz-
lich eine Kapitalleistung und können – in Abstimmung mit dem Arbeitgeber – als Zahlung eine
monatliche Rente bzw. eine Ratenzahlung wählen.

Die Vorteile dieser Versorgungszusage im Vergleich zu Versicherungslösungen wurde bereits zuvor
an dem Einzelbeispiel aufgezeigt. Selbst bei Arbeitnehmern, die kurz vor dem Rentenbeginn ste-
hen, macht diese Versorgungszusage noch Sinn.

Das Praxisbeispiel zeigt Folgendes: Wenn der Arbeitgeber lediglich den Entgeltumwandlungsver-
zicht plus 15 % Arbeitgeberzuschuss in ein breit gestreutes Investmentdepot investiert, also aus-
gehend vom Startjahr in Summe 1.443,25 € monatlich, kann bei 3 % Zinsertrag tatsächlich ein
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Überschuss von mehr als 490.000 € nach Zahlung aller Versorgungsverpflichtungen im Unterneh-
men verbleiben (vgl. Übersicht 7).

Bei dieser Betrachtung gehen wir davon aus, dass keine neuen Arbeitnehmer hinzukommen und
alle Leistungen in der prognostizierten Höhe geleistet werden. Mit jedem neuen Arbeitnehmer
kann sich das Ergebnis verbessern. Es entsteht damit ein echter betriebswirtschaftlicher Vorteil für
den Arbeitgeber.

Insgesamt erfolgt für das Unternehmen über die gesamte Zeit eine deutliche Liquiditätsverbesse-
rung. Damit werden auch das Eigenkapital und insgesamt die Bilanzkennzahlen verbessert.

Übersicht 7: Versorgungszusage aus Arbeitgebersicht

Sparbetrag: 1.433,25 € Zinssatz: 3,00 % 0,25 %

Beginn: 1.7.2023 Einmalbetrag: 0 €  

Stichtag Monate Kapitalbestand Auszahlungen Restbestand

1.3.2027 44 67.038,87 € -3.823 € 63.215,97 €

1.12.2027 9 77.772,54 € -5.716 € 72.056,23 €

1.7.2030 31 124.314,95 € -14.913 € 109.401,87 €

1.7.2031 12 130.288,56 € -15.134 € 115.154,44 €

1.8.2037 73 253.604,37 € -30.182 € 223.422,38 €

1.12.2038 16 256.058,88 € -30.584 € 225.474,62 €

1.9.2040 21 268.690,80 € -39.036 € 229.654,70 €

1.11.2043 38 309.969,69 € -65.245 € 244.725,11 €

1.10.2047 47 347.080,98 € -42.292 € 304.789,13 €

1.1.2048 3 311.421,35 € -36.094 € 275.327,05 €

1.10.2063 189 789.506,93 € -177.198 € 612.308,96 €

1.8.2066 34 717.710,21 € -116.362 € 601.347,80 €

1.11.2066 3 610.209,77 € -117.237 € 492.972,81 €

 492.972,81 €

Zusätzlich bestehen Gestaltungsmöglichkeiten, die sonst bei einer klassischen versicherungsför-
migen bAV nicht gegeben sind:

> Notwendige Investitionen könnten aus unternehmenseigenen Liquiditätsreserven getätigt
werden. Damit können Zinskosten eingespart werden oder größere Finanzierungen erst er-
möglicht werden.

> Eingespart werden kann Verwaltungsaufwand im Rahmen von Finanzierungsanträgen.

Insgesamt ist das Unternehmen deutlich besser aufgestellt.

Das System der arbeitgeberfinanzierten bAV ist schlank und verwaltungsarm. So reicht die Mittei-
lung der Arbeitnehmer für die Einführung oder die Anpassung der Entgeltumwandlung an die Per-
sonalabteilung zur entsprechenden Anpassung der Zusagen, und es müssen keine umständlichen
Vertragsanpassungen von Versicherungsverträgen vorgenommen werden. Änderungen wie Redu-

NWB-BB Nr. 3 vom 27.02.2025 - NWB FAAAJ-85654 17
© NWB Verlag. Das Dokument darf ausschließlich im vertraglich vereinbarten Rahmen und in den Grenzen des Urheberrechts genutzt werden. Die Veröffentlichung im Internet ist nicht gestattet.



zierungen, Erhöhungen oder Wiederaufnahmen nach der Elternzeit können unproblematisch zeit-
nah vorgenommen werden. Eine einmal verfasste Versorgungsordnung schafft die Rechtssicher-
heit für den Arbeitgeber.

Mit einem solchen Konzept kann man mit der bAV echte Mitarbeiterbindung schaffen: Arbeitneh-
mer können die Zusagen nicht mitnehmen, sofern im neuen Unternehmen nur versicherungsför-
mige Lösungen angeboten werden.

Insgesamt zeigt sich, dass mit dieser Form der betrieblichen Altersversorgung alle beteiligten Per-
sonengruppen einen signifikanten Vorteil haben. Mitarbeiterbindung über die bAV hat damit ei-
nen Mehrwert!

3. Umsetzung der echten Betriebsrente
Die Umsetzung der echten Betriebsrente kann über die Direktzusage oder über die versicherungs-
freie Unterstützungskasse erfolgen. Beide Durchführungswege haben Vor- und Nachteile. In der
Praxis zeigt sich, dass die meisten Unternehmen keine Bilanzberührung in Form von Pensionsrück-
stellungen wünschen. Aus diesem Grund ist der Durchführungsweg der versicherungsfreien Un-
terstützungskasse der probate Weg für die interne Zusage. Dieser Durchführungsweg führt dazu,
dass es ein Wahlrecht bezüglich der Bilanzierung der Versorgungsverpflichtungen gibt. Sollte die-
ses Wahlrecht nicht genutzt werden, sind im Rahmen eines Lastwertgutachtens die saldierten Ver-
sorgungsverpflichtungen im Anhang der Bilanz anzugeben.

Literatur-Tipp
Schrade, Die Renaissance der versicherungsfreien Unterstützungskasse – Wie Ihre Mandanten
Risiken vermeiden und Liquidität aufbauen, NWB-BB 3/2020 S. 88, NWB JAAAH-42609

VII. Fazit
Arbeitgeber müssen in Zukunft mehr Zeit und Arbeitskraft in die strategische Personalplanung in-
vestieren, um im Wettbewerb um Arbeitskräfte ausreichend gute Ergebnisse erzielen zu können.
Der demografische Wandel hat nämlich gerade erst begonnen. Die geburtenstarken Jahrgänge ge-
hen erst in den kommenden Jahren in Rente, sodass sich der jetzt schon akute Fachkräftemangel
weiter verschärfen wird.

Arbeitgeber können viele verschiedene Maßnahmen einsetzen, um sich und ihr Unternehmen für
potenzielle Arbeitnehmer attraktiver zu gestalten. Diese Maßnahmen sollten bereits frühzeitig
eingesetzt werden, damit auch die bereits im Unternehmen befindlichen Mitarbeiter die Arbeitge-
ber-Attraktivität nach außen kommunizieren können.

Die bAV zählt bei den Benefits, die sich Arbeitnehmer wünschen, zu den häufigsten Zusatzleistun-
gen. Leider hat sich die bAV so, wie sie in den letzten 20 Jahren verstanden und umgesetzt wurde,
nicht in der Form und Durchdringung durchgesetzt, wie sich dies der Gesetzgeber und auch die
Arbeitgeber im Rahmen der Mitarbeiterbindung gewünscht haben.

Wenn die bAV jedoch wieder verstanden wird, wie dies aus den Ursprüngen heraus üblich war,
nämlich als Betriebsrente mit zusätzlichen Leistungen des Arbeitgebers, dann schafft die bAV ech-
te Mehrwerte für Arbeitnehmer und Arbeitgeber.
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Es zeigt sich, dass Arbeitnehmer bis zu 200 % mehr Rentenleistung erhalten können. Zusätzlich hat
der Arbeitgeber echte betriebswirtschaftliche Vorteile, die bei üblichen versicherungsförmigen Lö-
sungen nicht gegeben sind.

Insgesamt wird deutlich, dass die bAV im Rahmen der strategischen Personalplanung in Zukunft
genauso wichtig ist wie die anderen Aufgabenbereiche, wie z. B. Produktion oder Vertrieb, wenn
das Überleben des Unternehmens dauerhaft gesichert sein soll.
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